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2 7 8 . Bundesgesetz vom 29. Mai 1973
über Maßnahmen zur Sanierung der Ersten

Donau-Dampfschiffahrts-Gesellschaft

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Die nachstehenden Forderungen des
Bundes gegen die Erste Donau-Dampfschiff-
fahrts-Gesellschaft im Gesamtbetrag von
383,020.328'41 Schilling, und zwar:

§ 2. (1) Die am 31. Dezember 1972 bestehen-
den Verpflichtungen der Ersten Donau-Dampf-
schiffahrts-Gesellschaft aus den mit Haftung des
Bundes gemäß den Bestimmungen der Bundes-
finanzgesetze für die Jahre 1965, 1966 und 1967
sowie des Bundesgesetzes vom 20. Juni 1968
betreffend die Übernahme der Bundeshaftung für
Anleihen, Darlehen und sonstige Kredite der
Ersten Donau-Dampfschiffahrts-Gesellschaft,
BGBl. Nr. 232, aufgenommenen Krediten sind vom
Bund zu erfüllen (aushaftender Kapitalsbetrag
am 31. Dezember 1972 159,358.459'04 Schilling).
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(2) Der Bund verzichtet auf die Ausübung des
ihm auf Grund der Erfüllung der Verpflichtungen
gemäß Abs. 1 gegenüber der Ersten Donau-
Dampfschiffahrts-Gesellschaft zustehenden Re-
greßrechtes.

§ 3. (1) Die sich aus der Übernahme der Ver-
pflichtungen gemäß § 2 im Jahre 1973 ergeben-
den Zahlungen sind bei einem für das Jahr 1973
neu zu eröffnenden finanzgesetzlichen Ansatz
„1/54857 Schuldübernahme DDSG" zu verrech-
nen, wobei eine Überschreitung dieses Ausgaben-
ansatzes um 36,500.000 Schilling genehmigt wird.

(2) Die Bedeckung der im Abs. 1 genehmigten
Überschreitung ist durch Ausgabenrückstellung
beim Ansatz „1/54719 Zahlungen aus Finanz-
haftungen" sicherzustellen.

§ 4. Ergibt sich durch die Maßnahmen gemäß
§§ 1 und 2 bei der Ersten Donau-Dampfschiff-
fahrts-Gesellschaft für die Geschäftsjahre 1972
und 1973 ein Reingewinn, so ist dieser der gesetz-
lichen Rücklage zuzuweisen.

§ 5. Die Maßnahmen gemäß § 1 und § 2 stellen
abgabenrechtlich Sanierungsmaßnahmen dar.

§ 6. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Finanzen betraut.

Jonas
Kreisky Androsch

Anlage
Aufgliederung der in § 1
angeführten Forderungen

des Bundes
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279. Bundesgesetz vom 29. Mai 1973
betreffend entgeltliche und unentgeltliche
Veräußerungen von unbeweglichem Bundes-

vermögen

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Der Bundesminister für Finanzen ist zu
nachstehenden Verfügungen über unbewegliches
Bundesvermögen zu folgenden Preisen bzw.
Schätzwerten ermächtigt:

§ 2. Mit der. Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Finanzen betraut.

Jonas
Häuser Androsch
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280. Bundesgesetz vom 30. Mai 1973,
mit dem das Wählerevidenzgesetz 1970 und
die Nationalrats-Wahlordnung 1971 geändert

werden

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Änderungen des Wählerevidenzgesetzes 1970

Das Wählerevidenzgesetz 1970, BGBl. Nr. 60,
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 289/
1971 wird wie folgt geändert:

1. § 1 Abs. 3 und 4 haben zu lauten:

„(3) Die Wählerevidenz ist, sofern nicht die
Voraussetzungen des Abs. 4 vorliegen, in Kartei-
form zu führen. Die Karteiblätter haben für jeden
Wahl- und Stimmberechtigten die für die Durch-
führung von Wahlen, Volksbegehren und Volks-
abstimmungen erforderlichen Angaben, das sind
Familien- und Vorname, Geburtsdatum und
Wohnadresse, zu enthalten. Die Wahl- und
Stimmberechtigten sind nach dem Namensalpha-
bet, in Gemeinden, die in Wahlsprengel einge-
teilt sind, auch nach dem Wohnsitz (Wohnung,
Wahlsprengel) zu erfassen.

(4) In Gemeinden, denen für Zwecke der Ge-
meindeverwaltung elektronische Datenverarbei-
tungsanlagen zur Verfügung stehen, können diese
auch für die Führung der Wählerevidenz verwen-
det werden, wenn die Einsichtnahme in die Wäh-
lerevidenz (§ 3) gewährleistet ist."

2. § 2 Abs. 4 hat zu lauten:
„(4) Wahl- und Stimmberechtigte, die ihren

ordentlichen Wohnsitz in eine andere Gemeinde
verlegen, sind, bei Vorliegen der sonstigen Vor-
aussetzungen für die Eintragung, in die Wähler-
evidenz dieser Gemeinde einzutragen. In der
Wählerevidenz der Gemeinde, in der sie ihren
ordentlichen Wohnsitz aufgegeben haben, sind sie
zu streichen. Zu diesem Zwecke hat die Gemeinde,
in der die Eintragung in die Wählerevidenz er-
folgt, die Gemeinde, in deren Wählerevidenz die
Streichung vorzunehmen ist, unter Angabe der
früheren Wohnadresse von der neuen Eintragung
unverzüglich und nachweislich zu verständigen."

3. a) § 9 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Zur Erfüllung der den Gemeinden gemäß
Abs. 1 obliegenden Aufgaben hat der Bundes-
minister für Inneres, soweit es sich um Angelegen-
heiten handelt, die den Wirkungsbereich des Bun-
desministers für Justiz berühren, im Einverneh-
men mit diesem, durch Verordnung zu bestim-
men, in welcher Weise andere Behörden bei der
Verständigung der Gemeinden von Umständen,
die eine Änderung der Wählerevidenz bewirken
können, mitzuwirken haben."

b) § 9 Abs. 10 hat zu lauten:

„(10) Wer den gemäß den Abs. 3 und 5 bis 8
erlassenen Anordnungen zuwiderhandelt, begeht
eine Verwaltungsübertretung und ist mit einer
Geldstrafe bis zu 3000 S, im Falle der Unein-
bringlichkeit mit Arrest bis zu zwei Wochen zu
bestrafen. Der gleichen Strafe unterliegt, wenn
darin keine von den Gerichten zu bestrafende
Handlung gelegen ist, wer in einem Wähler-
anlageblatt wissentlich unwahre Angaben macht."

4. § 15 hat zu lauten:

„§ 15. Mit der Vollziehung dieses Bundesgeset-
zes ist der Bundesminister für Inneres, hinsichtlich
des § 9 Abs. 3 und 10 im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Justiz und hinsichtlich der
§§12 und 13 im Einvernehmen mit dem Bundes-
minister für Finanzen, betraut."

5. In der Anlage 1 zu § 4 Abs. 3 (Wähler-
anlageblatt) hat es in der Rubrik 1 statt „Zu-
und Vorname" zu lauten: „Familien- und Vor-
name". Außerdem hat die Rubrik 2 zu entfallen.
Die Rubriken 3 und 4 werden die Rubriken 2
und 3.

Artikel II

Änderungen der Nationalrats-Wahlordnung 1971

Die Nationalrats-Wahlordnung 1971, BGBl.
Nr. 391/1970, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 194/1971 wird wie folgt geändert:

1. Die Überschrift des § 36 hat zu lauten:
„Behandlung der nach dem Wählerevidenz-

gesetz erhobenen Einsprüche und Berufungen."

2. In der sechstletzten Zeile des § 94 Abs. 1 ist
an Stelle des § 89 richtig „§ 88" zu zitieren.

3. In der Anlage 1 zu § 26 Abs. 1 (Muster für
das „Wählerverzeichnis") hat die Überschrift der
dritten Rubrik zu lauten: „Familien- und Vor-
name (voll ausschreiben), Geburtsjahr".

4. In der Anlage 2 zu § 42 Abs. 2 (Wortlaut
des Aufdruckes der „Wahlkarte") hat es statt
„Zu- und Vorname" zu lauten: „Familien- und
Vorname". Außerdem haben die Worte „Fami-
lienstand:" und „Beruf:" zu entfallen.

5. In der Anlage 3 zu § 45 Abs. 2 (Muster für
die „Unterstützungserklärung") haben an Stelle
der Klammerausdrücke „(Vor- und Zuname)"
bzw. „(Eigenhändige Unterschrift mit Angabe
von Vor- und Zunamen)" die Klammerausdrücke
„(Vor- und Familienname)" bzw. „(Eigenhändige
Unterschrift mit Angabe von Vor- und Familien-
namen)" zu treten. Außerdem hat die Überschrift
der gemeindebehördlichen Bestätigung zu lauten:
„Bestätigung der Gemeindebehörde".
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Artikel III

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Inneres, hinsichtlich des
Art. I Z. 3 im Einvernehmen mit dem Bundes-
minister für Justiz, hinsichtlich des Art. 1 Z. 5
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für
Justiz und dem Bundesminister für Finanzen, be-
traut.

Jonas
Kreisky Rösch Kirchschläger Androsch

2 8 1 . Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 30. Mai 1973
betreffend die Bestimmung des Straßen-
verlaufes der B 145 Salzkammergut Straße
im Bereich der Gemeinden Tauplitz und

Pürgg-Trautenfels
Auf Grund des § 4 Abs. 1 Bundesstraßen-

gesetz 1971, BGBl. Nr. 286, wird verordnet:
Der Verlauf der B 145 Salzkammergut Straße

wird im Bereich der Gemeinden Tauplitz und
Pürgg-Trautenfels wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt
rund 300 m vor der Einbindung der Landesstraße
Nr. 270 bei Plan-km 104,41, verläuft dann nord-
östlich von der bestehenden Bundesstraße, über-
quert den Grimmingbach bei Plan-km 105,194,
schwenkt nach Süden, kreuzt die Bahnlinie
Stainach-Irdning—Schärding etwa bei Bahn-km 8,5
und erreicht bei Plan-km 106,2 die alte Straßen-
trasse nahezu. Im weiteren Verlauf schwenkt sie
neuerlich in nordöstliche Richtung, erreicht in
einem flachen Bogen die bestehende Trasse bei
Plan-km 109,1, kreuzt diese mehrfach und bindet
in gestreckter Linienführung bei Plan-km 111,45
in die derzeitige Straßentrasse wieder ein.

Im einzelnen ist der Verlauf der Straßentrasse
aus den beim Bundesministerium für Bauten
und Technik, beim Amt der Steiermärkischen
Landesregierung und bei den Gemeindeämtern
Tauplitz und Pürgg-Trautenfels aufliegenden
Planunterlagen zu ersehen.

§ 15 BStG 1971 findet auf diesen Straßenteil
Anwendung. Der in dessen Abs. 2 angeführte
Geländestreifen beträgt 35 m beiderseits der
Straßenachse.

Moser

282 . Verordnung des Bundesministers für
Auswärtige Angelegenheiten vom 7. Juni
1973, mit der die Verordnung über die An-
gleichung von Konsulargebührensätzen ge-
mäß § 9 des Konsulargebührengesetzes 1967

geändert wird

Auf Grund des § 9 des Konsulargebühren-
gesetzes 1967, BGBl. Nr. 380, wird im Einver-
nehmen, mit dem Bundesminister für Finanzen
verordnet:

Die Verordnung vom 9. Jänner 1968, BGBl.
Nr. 40, über die Angleichung von Konsular-
gebührensätzen gemäß § 9 des Konsulargebühren-
gesetzes 1967, in der Fassung der Ver-
ordnungen BGBl. Nr. 106/1968, 137/1968, 222/
1969 und 481/1971 wird wie folgt geändert:

1. Punkt III Z. 4 hat zu lauten:

„a) zur einmaligen Einreise ein Konsular-
gebührensatz von S 80'—,

b) zur zweimaligen Einreise ein Konsular-
gebührensatz von S 130'—,

c) zur mehrmaligen Einreise ein Konsular-
gebührensatz von S 310'—,
im Verhältnis zur ungarischen Volks-
republik."

2. Punkt III ist durch folgende Z. 8, 9 und 10
zu ergänzen:

„8. a) zur einmaligen Einreise ein Konsular-
gebührensatz von S 200'—,

b) zur mehrmaligen Einreise ein Konsular-
gebührensatz von S 300'—,
im Verhältnis zu Libyen;

9. a) zur einmaligen Einreise ein Konsular-
gebührensatz von S 80'—,

b) zur mehrmaligen Einreise ein Konsular-
gebührensatz von S 160'—,
im Verhältnis zu Malaysia;

10. a) zur einmaligen Einreise ein Konsular-
gebührensatz von S 70'—,

b) zur mehrmaligen Einreise ein Konsular-
gebührensatz von S 150'—,
im Verhältnis zu Singapur."

Kirchschläger
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283.
ABKOMMEN

zwischen der Österreichischen Bundes-
regierung und der Regierung der Sozia-
listischen Republik Rumänien über die
Außerkraftsetzung des Zahlungsabkom-
mens vom 12. Juli 1950 und den Über-
gang zum Zahlungsverkehr in frei kon-

vertierbarer Währung

Die Österreichische Bundesregierung und die
Regierung der Sozialistischen Republik Rumänien
haben, vom Wunsch geleitet, den Zahlungsver-
kehr zwischen den beiden Vertragsstaaten zu er-
leichtern und den Warenaustausch zu fördern,
folgendes vereinbart:

Artikel 1

Mit 30. Juni 1973 verliert das Zahlungsab-
kommen zwischen der Österreichischen Bundes-
regierung und der Regierung der Rumänischen
Volksrepublik vom 12. Juli 1950 mit allen
späteren Ergänzungen seine Gültigkeit.

Artikel 2

Der Zahlungsverkehr zwischen der Republik
Österreich und der Sozialistischen Republik
Rumänien wird ab 1. Juli 1973 in Überein-
stimmung mit den in jedem der beiden Ver-
tragsstaaten geltenden Devisenvorschriften in
Schilling oder in einer anderen frei konvertier-
baren Währung abgewickelt.

Artikel 3

Die zuständigen Behörden der beiden Ver-
tragsstaaten werden die im Rahmen der be-
stehenden Devisenvorschriften erforderlichen
Bewilligungen für laufende Transaktionen auf
Grundlage der Reziprozität erteilen. Unter lau-
fenden Transaktionen werden zumindest jene
Zahlungen verstanden, die bereits bisher im
Zahlungsverkehr zwischen der Republik Öster-
reich und der Sozialistischen Republik Rumä-
nien geleistet werden konnten (Artikel 2 des
Zahlungsabkommens vom 12. Juli 1950).

Artikel 4

Falls zum Zeitpunkt des Außerkrafttretens des
Zahlungsabkommens vom 12. Juli 1950 auf
einem der im Artikel 1 desselben angeführten
Konten ein Saldo zugunsten eines der beiden
Vertragsstaaten bestehen sollte, so wird dieser
Saldo durch Zahlung in frei konvertierbarer
Währung entsprechend einer zwischen der
Oesterreichischen Nationalbank und der Rumä-
nischen Außenhandelsbank getroffenen Verein-
barung beglichen werden.

Artikel 5
Die Oesterreichische Nationalbank und die

Rumänische Außenhandelsbank werden alle
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im Zusammenhang mit der Beendigung des
Zahlungsabkommens vom 12. Juli 1950 und
mit dem Übergang zum Zahlungsverkehr in
frei konvertierbarer Währung erforderlichen
technischen Vereinbarungen treffen.

Artikel 6

Dieses Abkommen tritt am 1. Juli 1973 in
Kraft. Es kann von jedem Vertragsschließenden
Teil schriftlich unter Einhaltung einer drei-
monatigen Frist gekündigt werden.

Geschehen zu Bukarest, am 11. April 1973
in je zwei Urschriften in deutscher und rumäni-
scher Sprache, wobei beide Texte gleichermaßen
authentisch sind.

Für die Österreichische Bundesregierung :

Staribacher m. p.

Für die Regierung der Sozialistischen
Republik Rumänien:

Avram m. p.

Kreisky

284.

(Übersetzung)

INTERNATIONALE KAFFEE-
ORGANISATION

Exekutivdirektor
22, Berners Street
London, England

ED Controls 47/73
2. Mai 1973

Original: Englisch

UNGÜLTIGERKLÄRUNG VON ORIGINAL-
ZEUGNISSEN, DIE ALS IM MONAT APRIL
1973 IN VERLUST GERATEN GEMELDET

WURDEN

Der Exekutivdirektor empfiehlt sich den Mit-
gliedern und ersucht gemäß der im Dokument
ED-Controls 28/72 festgelegten Vorgangsweise
um Beachtung der angeschlossenen Liste über
Originalzeugnisse, die als im Monat April 1973
in Verlust geraten gemeldet wurden.

2. Die Mitglieder werden ersucht, ihre Zoll-
behörden und ausstellenden Stellen dahingehend
zu informieren, daß die Gültigkeit der ange-
führten Zeugnisse aufgehoben wurde und diese
daher für den Import von Kaffee, für die Gut-
schreibung auf ein Transitmarkenkonto oder zur
Ausstellung von Teilzeugnissen nicht angenom-
men werden dürfen.



1382 62. Stück — Ausgegeben am 20. Juni 1973 — Nr. 284

K
re

is
ky


